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Â 

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SchleswigHolsteinischen
Landessozialgerichts vom 7.Â DezemberÂ 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Revisionsverfahrens mit Ausnahme der Kosten
der Beigeladenen.

Der Streitwert fÃ¼r das Revisionsverfahren wird auf 5000Â Euro festgesetzt.

G r Ã¼ n d e :

I

1
Zwischen den Beteiligten ist im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens
streitig, ob die Beigeladene zuÂ 1. (Beigeladene) wÃ¤hrend ihrer Ã¤rztlichen
EinsÃ¤tze fÃ¼r die KlÃ¤gerin am 14.6.2013 und in der Zeit vom 16.Â bis zum
20.9.2013 aufgrund BeschÃ¤ftigung der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
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Krankenversicherung (GKV), der sozialen Pflegeversicherung (sPV) und der
gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) unterlag.

2
Die KlÃ¤gerin bietet die DurchfÃ¼hrung sog â��Gesundheitstageâ�� fÃ¼r
Unternehmen an, die ihren Arbeitnehmern wÃ¤hrend der Arbeitszeit
Untersuchungen auf bestimmte Gesundheitsrisiken ermÃ¶glichen wollen. FÃ¼r den
14.6.2013 und die Zeit vom 16.Â bis zum 20.9.2013 vereinbarte sie unter
Koordination der pronova BKK (Krankenkasse) mit der GÂ GmbH (Kundin) ein
Screening zu dem Thema â��Diabetes Mellitus mittels AGEReader und â��Point of
Careâ��GerÃ¤t zur BZBemessungâ��. Dieses Angebot umfasste die DurchfÃ¼hrung
von Untersuchungen in RÃ¤umlichkeiten der Kundin durch spezialisierte Ã�rzte im
Umfang von tÃ¤glich achtÂ Stunden, die Dokumentation der erhobenen Befunde
inklusive einer anonymisierten Version fÃ¼r die statistische Auswertung sowie die
Anlieferung und Abholung der notwendigen Untersuchungstechnik.

3
Ã�ber eine von der ZeitarbeitÂ GmbH (ZPM) betriebene Vermittlungsplattform
schlossen die KlÃ¤gerin und die Beigeladene fÃ¼r die beiden EinsÃ¤tze bei der
Kundin zwei HonorarvertrÃ¤ge. Diese sahen einen Honorarstundensatz iHv
70Â Euro sowie als Unterkunftspauschale tÃ¤gliche Spesen iHv 40Â Euro
(einschlieÃ�lich Berufshaftpflichtversicherung, jedoch ohne Verpflegung und
Unterkunft) vor. Die angegebene Qualifikation (Assistenzarzt Innere Medizin) war
spÃ¤testens bei Einsatzbeginn nachzuweisen. Ein Einsatzort fÃ¼r den 14.6.2013
war nicht vereinbart, er wurde nach Vertragsschluss per EMail zusammen mit dem
Zeitrahmen konkretisiert. Mit Vertragsschluss akzeptierten die KlÃ¤gerin und die
Beigeladene die beigefÃ¼gten Allgemeinen GeschÃ¤ftsbedingungen (AGB) der
ZPM. Danach wurden die vertraglichen Eckpunkte von der ZPM schriftlich festgelegt
und vom Auftraggeber und Auftragnehmer unterzeichnet. Die AusÃ¼bung der
TÃ¤tigkeit war nach diesen Bestimmungen freiberuflich und zeitlich begrenzt. Die
ZPM sollte nur IdentitÃ¤t und Qualifikation des Auftragnehmers prÃ¼fen, sie
Ã¼bernahm keine Haftung fÃ¼r die QualitÃ¤t und VerfÃ¼gbarkeit der vermittelten
Person. AuÃ�erdem erstellte sie die Honorarrechnung und erhielt fÃ¼r die
Vermittlung eine Provision.

4
Zur DurchfÃ¼hrung der Screenings stellte die KlÃ¤gerin der Beigeladenen ein
MessgerÃ¤t, einen sog AGEReader, nebst Kurzanleitung, eine Beschreibung des
Untersuchungsablaufs sowie den Erhebungsbogen zur VerfÃ¼gung. Auf dieser
Grundlage untersuchte die Beigeladene im streitbefangenen Zeitraum jeweils
achtÂ Stunden tÃ¤glich Mitarbeitende der Kundin. Sie arbeitete dabei allein, trug
eigene Berufskleidung und trat nicht als Mitarbeiterin der KlÃ¤gerin auf. Die
Ergebnisse Ã¼bermittelte sie anonymisiert an die KlÃ¤gerin, die fÃ¼r die Kundin
eine Auswertung erstellte. FÃ¼r ihre EinsÃ¤tze stellte die Beigeladene der
KlÃ¤gerin unter Verwendung des Abrechnungsbogens der ZPM zwei Rechnungen
Ã¼ber insgesamt 3600Â Euro. Die KlÃ¤gerin Ã¼berwies das Honorar direkt auf das
von der Beigeladenen angegebene Konto und zahlte der ZPM die Provision.
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5
Daneben erzielte die Beigeladene im Jahr 2013 aus honorarÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeiten
fÃ¼r zwei KrankenhÃ¤user Einnahmen iHv insgesamt 5315Â Euro. Zudem erhielt
sie ein Forschungsstipendium iHv 1750Â Euro monatlich. Im Juni 2013 war sie
zunÃ¤chst als Praktikantin und ab August 2013 als VolontÃ¤rin im
UniversitÃ¤tsklinikumÂ E unentgeltlich tÃ¤tig.

6
Die Beklagte stellte fest, dass die Beigeladene wÃ¤hrend ihrer EinsÃ¤tze fÃ¼r die
KlÃ¤gerin am 14.6.2013 und vom 16.Â bis zum 20.9.2013 aufgrund BeschÃ¤ftigung
der Versicherungspflicht in der GKV, sPV und GRV sowie nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung unterlegen habe (Bescheid vom 17.4.2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 31.10.2014).

7
Das SG hat der Klage stattgegeben und den Bescheid aufgehoben. Es hat
festgestellt, dass die Beigeladene nicht abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt gewesen sei und
keine Versicherungspflicht bestanden habe (Urteil vom 19.11.2018). Auf die
Berufung der Beklagten hat das LSG das SGUrteil und die angegriffenen Bescheide
abgeÃ¤ndert. Es hat festgestellt, dass die Beigeladene als unstÃ¤ndig
BeschÃ¤ftigte nicht nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung versicherungspflichtig
gewesen sei. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. Die Beigeladene sei bei
einer Gesamtschau fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der GKV, sPV und GRV
versicherungspflichtig tÃ¤tig gewesen. Mangels ArbeitsverhÃ¤ltnis zwischen der
Beigeladenen und der ZPM liege keine ArbeitnehmerÃ¼berlassung vor. Die
Beigeladene sei in den Ablauf zur ErfÃ¼llung des Vertrags zwischen der KlÃ¤gerin
und der Kundin eingebunden gewesen. Sie habe unter Verwendung des
AGEReaders und des Dokumentationsbogens der KlÃ¤gerin die Betreuung der
zugesagten Ã¤rztlichen PrÃ¤ventionsleistungen Ã¼bernommen. Die vereinbarten
regulatorischen Rahmenbedingungen hÃ¤tten zwangslÃ¤ufig eine weitgehende
Eingliederung in das GeschÃ¤ftsmodell und damit in die Organisations- und
Weisungsstruktur der KlÃ¤gerin erfordert. Es lÃ¤gen keine gewichtigen Indizien vor,
die fÃ¼r eine bei dem GeschÃ¤ftsmodell der KlÃ¤gerin allenfalls ausnahmsweise in
Betracht kommende selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprÃ¤chen. Dem Willen der
Vertragsparteien, keine sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung begrÃ¼nden
zu wollen, dem Fehlen arbeitnehmertypischer Rechte und der HonorarhÃ¶he
komme jeweils keine entscheidende Bedeutung zu. Dass die Beigeladene weiteren
Auftraggebern zur VerfÃ¼gung gestanden habe, trete angesichts der Eingliederung
zurÃ¼ck. Es habe auch keine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung vorgelegen (Urteil vom
7.12.2021).

8
Mit ihrer Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine Verletzung von Â§Â 7 AbsÂ 1 SGBÂ IV
iVm Â§Â 5 AbsÂ 1 NrÂ 1 SGBÂ V, Â§Â 20 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 1 SGBÂ XI und Â§Â 1
SatzÂ 1 NrÂ 1 SGBÂ VI. Die Beigeladene sei weder in den Betrieb der KlÃ¤gerin
eingegliedert noch weisungsabhÃ¤ngig tÃ¤tig geworden. Eine Eingliederung in ein
GeschÃ¤ftsmodell dÃ¼rfe nicht mit einer Eingliederung in den Betrieb gleichgesetzt
werden. Die Rechtsauffassung des LSG wÃ¼rde eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit im
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SubunternehmerverhÃ¤ltnis generell unmÃ¶glich machen. Indem das
Berufungsgericht eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit bei ihrem GeschÃ¤ftsmodell
allenfalls im Ausnahmefall in Betracht ziehe, habe es eine unzulÃ¤ssige
Vorgewichtung zugunsten einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung sowie eine
fehlerhafte Einzelbewertung der fÃ¼r eine SelbststÃ¤ndigkeit sprechenden
UmstÃ¤nde vorgenommen. Dadurch sei sie in ihren Grundrechten der Berufs und
der allgemeinen Handlungsfreiheit verletzt. Der Einsatz abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter
wÃ¼rde ihr GeschÃ¤ftsmodell unmÃ¶glich machen. Ihr Fall verdeutliche, dass eine
Abgrenzung zwischen BeschÃ¤ftigung und SelbststÃ¤ndigkeit nicht vorhersehbar
sei, sodass ein VerstoÃ� gegen das Rechtsstaatsprinzip vorliege und mit Blick auf
etwaige spÃ¤tere strafrechtliche Konsequenzen auch ArtÂ 103 AbsÂ 2 GG verletzt
sei.

9
Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des SchleswigHolsteinischen Landessozialgerichts vom
7.Â DezemberÂ 2021 aufzuheben, soweit es das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom
19.Â NovemberÂ 2018 abÃ¤ndert, und die Berufung der Beklagten insgesamt
zurÃ¼ckzuweisen.

10
Die Beklagte beantragt,
die Revision der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

11
Die Beklagte erachtet das Urteil, soweit es mit der Revision angegriffen wurde, fÃ¼r
zutreffend.

12
Die Beigeladenen haben keinen Antrag gestellt.

II

13
Die zulÃ¤ssige Revision der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet (Â§Â 170 AbsÂ 1 SatzÂ 1
SGG). Das LSG hat das Urteil des SG zu Recht in dem hier angefochtenen Umfang
abgeÃ¤ndert. Die Beigeladene war in ihren EinsÃ¤tzen fÃ¼r die KlÃ¤gerin am
14.6.2013 und in der Zeit vom 16.Â bis zum 20.9.2013 aufgrund BeschÃ¤ftigung in
der GKV, sPV und der GRV versicherungspflichtig. Insoweit ist der Bescheid vom
17.4.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 31.10.2014 rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

14
1.Â In der streitigen Zeit unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt
beschÃ¤ftigt waren, der Versicherungspflicht in der GKV, sPV und der GRV (Â§Â 5
AbsÂ 1 NrÂ 1 SGBÂ V, Â§Â 20 AbsÂ 1 SatzÂ 1 und SatzÂ 2 NrÂ 1 SGBÂ XI sowie 
Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 1 SGBÂ VI, jeweils idF des Gesetzes zur FÃ¶rderung
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ganzjÃ¤hriger BeschÃ¤ftigung vom 24.4.2006, BGBlÂ IÂ 926).
BeurteilungsmaÃ�stab fÃ¼r das Vorliegen einer BeschÃ¤ftigung ist Â§Â 7 AbsÂ 1
SGBÂ IV (idF der Bekanntmachung vom 12.11.2009, BGBlÂ IÂ 3710). Danach ist
BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis (SatzÂ 1). Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine
TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers (SatzÂ 2). Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer von der Arbeitgeberin
persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist
dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei
einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht der
Arbeitgeberin unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann Â insbesondere bei
Diensten hÃ¶herer ArtÂ  eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden
Teilhabe am Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmensrisiko, das
Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber
die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und
Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist,
richtet sich danach, welche UmstÃ¤nde das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤gen
und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen (stRspr; zB BSG Urteil vom
12.12.2023 Â BÂ 12Â R 10/21Â RÂ Â zur VerÃ¶ffentlichung in SozRÂ 42400 Â§Â 7
NrÂ 72 vorgesehen juris RdNrÂ 16Â f).

15
Bei der vorzunehmenden GesamtabwÃ¤gung ist regelmÃ¤Ã�ig vom tatsÃ¤chlichen
Inhalt der zwischen den Beteiligten getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den
die Verwaltung und die Gerichte konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche
Vereinbarungen vor, so ist neben deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch
zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder konkludente Ã�nderungen erfolgt sind. Erst auf
der Grundlage der so getroffenen Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der
Vereinbarungen ist eine wertende Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus
der BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen (stRspr; vgl zB
BSG Urteil vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R 10/20Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 59
RdNrÂ 22). Diese wertende Zuordnung kann nicht mit bindender Wirkung fÃ¼r die
Sozialversicherung durch die Vertragsparteien vorgegeben werden, indem sie zB
vereinbaren, eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu wollen. Denn der besondere
Schutzzweck der Sozialversicherung schlieÃ�t es aus, dass Ã¼ber die rechtliche
Einordnung einer Person Â als selbststÃ¤ndig oder beschÃ¤ftigtÂ  allein die
VertragsschlieÃ�enden entscheiden. Ã�ber zwingende Normen kann nicht im Wege
der Privatautonomie verfÃ¼gt werden. Allenfalls wenn nach der GesamtabwÃ¤gung
aller UmstÃ¤nde diese gleichermaÃ�en fÃ¼r SelbststÃ¤ndigkeit wie fÃ¼r eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung sprechen, kann im Einzelfall dem Willen der
Vertragsparteien eine gewichtige indizielle Bedeutung zukommen (BSG Urteil vom
28.6.2022 Â BÂ 12Â R 3/20Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 65 RdNrÂ 12 mwN ).

16
Die sich an diesen MaÃ�stÃ¤ben orientierende Abgrenzung zwischen
BeschÃ¤ftigung und SelbststÃ¤ndigkeit ist nicht abstrakt fÃ¼r bestimmte Berufs
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und TÃ¤tigkeitsbilder vorzunehmen. Es ist daher mÃ¶glich, dass ein und derselbe
Beruf Â je nach konkreter Ausgestaltung der vertraglichen Grundlagen in ihrer
gelebten PraxisÂ  entweder als BeschÃ¤ftigung oder als selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt wird. Das gilt auch fÃ¼r Ã¤rztliche TÃ¤tigkeiten (ausfÃ¼hrlich dazu BSG
Urteil vom 4.6.2019 Â BÂ 12Â R 11/18Â RÂ  BSGE 128, 191 =Â SozR 42400 Â§Â 7
NrÂ 42, RdNrÂ 1619 ). Dem grundsÃ¤tzlich nachvollziehbaren BedÃ¼rfnis der
Betroffenen nach Verwaltungsvereinfachung und erhÃ¶hter Rechtssicherheit durch
abstraktere, einzelfallÃ¼berschreitende Aussagen im Hinblick auf bestimmte Berufs
oder TÃ¤tigkeitsbilder kann der Senat auch weiterhin nicht Â auch nicht im Sinne
einer â��RegelAusnahme-Aussageâ��Â  nachkommen. MaÃ�gebend sind stets die
konkreten UmstÃ¤nde des individuellen Sachverhalts (stRspr; zB BSG Urteil vom
24.10.2023 Â BÂ 12Â R 9/21Â RÂ  zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozRÂ 42400
Â§Â 7 NrÂ 70 vorgesehen Â juris RdNrÂ 12 mwN ).

17
2.Â Wird eine TÃ¤tigkeit durch den Auftragnehmer Â wie hierÂ  im Rahmen weiterer
Vertragsbeziehungen zwischen dem Auftraggeber und Dritten erbracht, sind auch
diese im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens zu berÃ¼cksichtigen (BSG
Urteil vom 14.3.2018 Â BÂ 12Â KR 12/17Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 34 RdNrÂ 33 ).
Zu Recht hat das LSG deshalb den zwischen der KlÃ¤gerin und der Kundin sowie der
Krankenkasse vereinbarten Vertragsinhalt in die statusrechtliche Beurteilung der
Beigeladenen einbezogen. Denn dieser ist fÃ¼r die Rahmenbedingungen der
streitbefangenen TÃ¤tigkeit von Bedeutung.

18
Dabei kommt eine weisungsgebundene Eingliederung der Beigeladenen in die
Arbeitsorganisation der Kundin nicht in Betracht. Die Beigeladene war zwar in den
RÃ¤umlichkeiten der Kundin tÃ¤tig, aber nicht in deren Arbeits oder
Entscheidungsprozesse integriert. Die Mitarbeitenden der Kundin nahmen freiwillig
und zu einer selbst gewÃ¤hlten Uhrzeit an dem Screening teil. Die TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen wurde nicht von der Kundin sondern von der KlÃ¤gerin als
Gesamtverantwortliche der Dienstleistung bestimmt (zur MaÃ�geblichkeit der
Projektverantwortung bereits BSG Urteil vom 14.3.2018 Â BÂ 12Â KR 12/17Â RÂ 
SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 34 RdNrÂ 35 ).

19
Ebenfalls zu Recht und in der Sache zutreffend hat das LSG auch die
Vertragsbeziehungen der KlÃ¤gerin sowie der Beigeladenen zur ZPM gewÃ¼rdigt.
WÃ¤re die Beigeladene (als Leiharbeitnehmerin) im Rahmen einer erlaubten
ArbeitnehmerÃ¼berlassung iS des Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 1 AÃ�G (idF des ersten
Gesetzes zur Ã�nderung des ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetzes vom 28.4.2011, 
BGBlÂ IÂ 642) von der ZPM (als Verleiherin) der KlÃ¤gerin (als Entleiherin) zur
Arbeitsleistung Ã¼berlassen worden, wÃ¼rde dies einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zwischen der Beigeladenen und der KlÃ¤gerin
entgegenstehen (vgl BSG Urteil vom 20.7.2023 Â BÂ 12Â R 15/21Â RÂ  juris
RdNrÂ 14). Eine ArbeitnehmerÃ¼berlassung kam vorliegend indes schon mangels
eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses zwischen der Beigeladenen und der ZPM nicht in
Betracht (zum Erfordernis eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses nach der hier maÃ�geblichen
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Rechtslage zB BAG Urteil vom 17.1.2017 Â 9Â AZR 76/16Â  BAGE 158, 6 =Â juris
RdNrÂ 21 mwN). Nach den Feststellungen des LSG existierten weder ein
Arbeitsvertrag noch Anhaltspunkte fÃ¼r ein gelebtes ArbeitsverhÃ¤ltnis. Die
Hauptleistungspflichten wurden vielmehr direkt im VerhÃ¤ltnis zwischen der
KlÃ¤gerin und der Beigeladenen vereinbart. Die Firma ZPM Ã¼bernahm durch
Herstellen des Kontakts, AusfÃ¼llen des Vertragsformulars sowie des
Rechnungsbogens nur einzelne Hilfeleistungen im Rahmen der Abwicklung.

20
3.Â Nach den genannten MaÃ�stÃ¤ben und den nicht angefochtenen und daher
bindenden Feststellungen des LSG (Â§Â 163 SGG) Ã¼berwiegen nach dem
Gesamtbild die Indizien fÃ¼r die abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung bei der KlÃ¤gerin.

21
a)Â Bei Vertragsgestaltungen, in denen Â wie hierÂ  die Ã�bernahme einzelner
EinsÃ¤tze individuell vereinbart wird und insbesondere kein DauerschuldverhÃ¤ltnis
mit Leistungen auf Abruf vorliegt, ist fÃ¼r die Frage der Versicherungspflicht allein
auf die VerhÃ¤ltnisse abzustellen, die wÃ¤hrend der AusfÃ¼hrung der jeweiligen
EinzelauftrÃ¤ge bestehen (stRspr; zB BSG Urteil vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R
17/19Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 63 RdNrÂ 19 mwN ). Relevant sind daher nur die
am 14.6.2013 und in der Zeit vom 16. bis zum 20.9.2013 erbrachten
EinzeleinsÃ¤tze der Beigeladenen.

22
b)Â Ausschlaggebend fÃ¼r die Annahme einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung ist,
dass die Beigeladene in einer ihre TÃ¤tigkeit prÃ¤genden Weise in die von der
KlÃ¤gerin vorgegebenen ArbeitsablÃ¤ufe und Organisationsstrukturen zur
DurchfÃ¼hrung der Screenings eingegliedert war, ohne auf diese nachhaltig
unternehmerisch Einfluss nehmen zu kÃ¶nnen.

23
aa)Â Weisungsgebundenheit und Eingliederung in den Betrieb stehen weder in
einem RangverhÃ¤ltnis zueinander noch mÃ¼ssen sie stets kumulativ vorliegen.
Eine Eingliederung geht nicht zwingend mit einem umfassenden Weisungsrecht
einher. Die in Â§Â 7 AbsÂ 1 SatzÂ 2 SGBÂ IV genannten Merkmale sind schon nach
dem Wortlaut der Vorschrift nur â��Anhaltspunkteâ�� fÃ¼r eine persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit und keine abschlieÃ�enden Bewertungskriterien (stRspr; zB BSG
Urteil vom 12.12.2023 Â BÂ 12Â R 10/21Â RÂ  zur VerÃ¶ffentlichung in
SozRÂ 42400 Â§Â 7 NrÂ 72 vorgesehen Â juris RdNrÂ 16Â f mwN).

24
Die Beigeladene unterlag nach der vom LSG festgestellten gelebten Praxis in
gewissem Umfang Weisungen. Soweit die KlÃ¤gerin den Ort und Zeitrahmen fÃ¼r
den Einsatz der Beigeladenen am 14.6.2013 nach Vertragsschluss per EMail
einseitig konkretisiert hat, Ã¼bte sie damit gegenÃ¼ber der Beigeladenen ein
beschÃ¤ftigungstypisches Weisungsrecht iS des Â§Â 106 SatzÂ 1 iVm Â§Â 6 AbsÂ 2
GewO aus. Mit der Ã�bermittlung der Beschreibung des Untersuchungsablaufs
sowie des zu verwendenden Erhebungsbogens bestimmte sie auch die Art der
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TÃ¤tigkeit nÃ¤her.

25
Die Beigeladene erbrachte ihre Ã¤rztliche TÃ¤tigkeit jedenfalls in
â��funktionsgerecht dienender Teilhabe am Arbeitsprozessâ��. Sind TÃ¤tigkeiten
wie die einer Ã�rztin mit besonderer Eigenverantwortung und fachlicher
SelbststÃ¤ndigkeit verbunden, spricht dies nicht schon gegen eine persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit. Insbesondere bei Hochqualifizierten oder Spezialisten (sog Diensten
hÃ¶herer Art) kann das Weisungsrecht auf das StÃ¤rkste eingeschrÃ¤nkt sein.
Dennoch kann die Dienstleistung in solchen FÃ¤llen fremdbestimmt sein, wenn sie
ihr GeprÃ¤ge von der Ordnung des Betriebes erhÃ¤lt, in deren Dienst die Arbeit
verrichtet wird (vgl zB BSG Urteil vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R 1/21Â RÂ  BSGE 133,
57 =Â SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 60, RdNrÂ 21 mwN). Dabei kommt es nicht darauf an,
dass der Betroffene eine TÃ¤tigkeit in der konkreten BetriebsstÃ¤tte eines
Arbeitgebers ausÃ¼bt, sondern, dass die TÃ¤tigkeit insgesamt im Wesentlichen
fremdbestimmt organisiert wird (BSG Urteil vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R 17/19Â RÂ 
SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 63 RdNrÂ 29).

26
Entscheidend fÃ¼r die fremdbestimmte Eingliederung spricht, dass die vertragliche
Vereinbarung der KlÃ¤gerin mit der Kundin sowie der Krankenkasse hier einen
Rahmen vorgibt, der der Beigeladenen keinen nennenswerten Freiraum fÃ¼r die
Gestaltung ihrer TÃ¤tigkeit einrÃ¤umt. Soweit das LSG in diesem Zusammenhang
von vertraglich vereinbarten â��regulatorischen Rahmenbedingungenâ�� spricht,
kommt diesen zwar nicht dieselbe Wirkung zu, die der Senat aus den besonderen
fÃ¼r KrankenhÃ¤user, Pflegeeinrichtungen und Pflegedienste geltenden
â��regulatorischen Rahmenbedingungenâ�� abgeleitet hat. Jene bedingen im
Ã¶ffentlichen Interesse eine weitreichende Einbindung in QualitÃ¤tssicherungs- und
Kontrollmechanismen und fÃ¼hren daher im Regelfall zu einer die BeschÃ¤ftigung
begrÃ¼ndenden Eingliederung der dort arbeitenden FachkrÃ¤fte (vgl BSG Urteil
vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R 17/19Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 63 RdNrÂ 30; BSG
Urteil vom 7.6.2019 Â BÂ 12Â R 6/18Â RÂ  BSGE 128, 205 =Â SozR 42400 Â§Â 7
NrÂ 44, RdNrÂ 26). Diese auf gesetzlich ausgeformte Standards bezogene
Rechtsprechung lÃ¤sst sich nicht uneingeschrÃ¤nkt auf FÃ¤lle vertraglicher
Vereinbarungen mit Dritten Ã¼bertragen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das
Nichterreichen des Ausformungsniveaus der ua in KrankenhÃ¤usern herrschenden,
engen Rahmenbedingungen der Annahme einer Eingliederung entgegensteht.
MaÃ�geblich bleiben die UmstÃ¤nde des Einzelfalls.

27
Die KlÃ¤gerin hatte sich hier zur DurchfÃ¼hrung eines Diabetes-Screenings in den
RÃ¤umlichkeiten der Kundin durch spezialisierte Ã�rzte an bestimmten Tagen fÃ¼r
jeweils acht Stunden, zur Dokumentation der erhobenen Befunde in doppelter
AusfÃ¼hrung inklusive einer anonymisierten Version fÃ¼r die statistische
Auswertung sowie zur Anlieferung und Abholung der notwendigen
Untersuchungstechnik verpflichtet. Zur Umsetzung dieser geschuldeten Ã¤rztlichen
und dokumentarischen Dienstleistungen hat sich die KlÃ¤gerin der Beigeladenen als
ErfÃ¼llungsgehilfin bedient. Ort, Zeit und Inhalt der zu erbringenden Dienstleistung
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waren dadurch vorgegeben. Da der Honorarvertrag die Qualifikation der
Beigeladenen zum Gegenstand hat, spricht dies auch fÃ¼r die Pflicht zur
persÃ¶nlichen Leistungserbringung. Soweit die KlÃ¤gerin davon ausgeht, die
Beigeladene habe auch fÃ¼r Ersatz sorgen kÃ¶nnen, kann dahinstehen, ob hierzu
ausreichende Feststellungen vorliegen und ob die Stellung einer Ersatzkraft oder
eine Delegation Ã¼berhaupt realistisch in Betracht kamen (vgl BSG Urteil vom
19.10.2021 Â BÂ 12Â R 17/19Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 63 RdNrÂ 38). Jedenfalls
sprechen die Abrechnungen fÃ¼r die tatsÃ¤chliche und ausschlieÃ�liche ErfÃ¼llung
durch die Beigeladene. Die Beigeladene hat bei ihrer TÃ¤tigkeit auch auf die von
der KlÃ¤gerin kostenfrei bereitgestellten notwendigen Betriebsmittel
zurÃ¼ckgegriffen. Dass hierzu ggf keine Pflicht bestand, Ã¤ndert daran nichts.
Denn die Statusentscheidung richtet sich an der gelebten Praxis aus. Die TÃ¤tigkeit
der Beigeladenen beschrÃ¤nkte sich mithin auf die Verwertung ihrer persÃ¶nlichen
Arbeitskraft im Sinne einer dienenden Teilhabe an einer von der KlÃ¤gerin
gesamtverantworteten Dienstleistung. Dass diese UmstÃ¤nde im Falle einer
Einbindung des Auftragnehmers in die Erbringung von Dienstleistungen des
Auftraggebers fÃ¼r Dritte â��in der Natur der Sacheâ�� liegen, steht der Annahme
einer Eingliederung nicht per se entgegen (stRspr; zB BSG Urteil vom 27.4.2021
Â BÂ 12Â R 16/19Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 58 RdNrÂ 15 mwN ). Eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung ist nicht deshalb ausgeschlossen, weil sich bestimmte Vorgaben
aus der Eigenart der TÃ¤tigkeit ergeben oder ihr innewohnen (BSG Urteil vom
27.4.2021 Â BÂ 12Â R 16/19Â RÂ aaOÂ RdNrÂ 16 ). Denn fÃ¼r das
Sozialversicherungsrecht kommt es weniger darauf an, woraus AbhÃ¤ngigkeiten
und Bindungen resultieren, sondern darauf, ob und inwieweit im Einzelfall noch
Raum fÃ¼r unternehmerische Freiheit zur Gestaltung der TÃ¤tigkeit mit
entsprechenden Chancen und Risiken verbleibt (BSG Urteil vom 28.6.2022
Â BÂ 12Â R 3/20Â RÂ  SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 65 RdNrÂ 18 ). Letzteres war
vorliegend nicht der Fall. Daran Ã¤ndert auch nichts, dass die Beigeladene ihre
TÃ¤tigkeit nicht in einer BetriebsstÃ¤tte der KlÃ¤gerin, sondern bei deren Kundin
erbracht hat, in die betrieblichen AblÃ¤ufe der KlÃ¤gerin nicht weiter eingebunden
war und Ã¼ber keine unternehmensbezogene E-MailAdresse oder Rufnummer
verfÃ¼gte (vgl BSG Urteil vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R 17/19Â RÂ  SozR 42400
Â§Â 7 NrÂ 63 RdNrÂ 29). FÃ¼r eine Eingliederung spricht schlieÃ�lich auch das
VergÃ¼tungsmodell. Denn die KlÃ¤gerin bezahlte die ihr von der Beigeladenen
gestellten Rechnungen. Eine unmittelbare Abrechnung zwischen der Beigeladenen
und der Kundin, ihren untersuchten Mitarbeitenden, deren Krankenkassen oder
sonstigen Dritten fand nicht statt (zur Indizwirkung entsprechender
VergÃ¼tungsregelungen vgl zB BSG Urteil vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â KR 29/19Â RÂ 
BSGE 133, 49 =Â SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 62, RdNrÂ 24 ).

28
bb)Â Gewichtige fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprechende Merkmale hat
das LSG nicht festgestellt. Einem nennenswerten Unternehmerrisiko war die
Beigeladene nicht ausgesetzt. Sie musste keine Vorhaltekosten tragen, hatte keinen
Verdienstausfall zu befÃ¼rchten und erhielt einen festen Lohn fÃ¼r geleistete
Einsatzstunden. FÃ¼r die bereitgestellten Betriebsmittel musste sie kein
Nutzungsentgelt entrichten. FÃ¼r sie bestand auch nicht die Chance, durch
unternehmerisches Geschick ihre Arbeit so effizient zu gestalten, dass sie zB das
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Aufkommen an zu Untersuchenden oder ihren zeitlichen Einsatz zu ihren Gunsten
im Sinne einer Gewinnoptimierung entscheidend hÃ¤tte beeinflussen kÃ¶nnen. Da
es lediglich auf eine Betrachtung der konkret verrichteten TÃ¤tigkeit ankommt, ist
das einzig in Betracht kommende Risiko der Beigeladenen, keine weiteren
FolgeauftrÃ¤ge zu erhalten, fÃ¼r die Frage ihres Status in dieser TÃ¤tigkeit
irrelevant. Denn aus dem (allgemeinen) Risiko, auÃ�erhalb der Erledigung einzelner
AuftrÃ¤ge zeitweise die eigene Arbeitskraft gegebenenfalls nicht verwerten zu
kÃ¶nnen, folgt kein Unternehmerrisiko bezÃ¼glich der einzelnen EinsÃ¤tze (BSG
Urteil vom 24.10.2023 Â BÂ 12Â R 9/21Â RÂ  zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE und
SozRÂ 42400 Â§Â 7 NrÂ 70 vorgesehen Â juris RdNrÂ 21 mwN ).

29
Die TÃ¤tigkeit fÃ¼r andere Auftraggeber kann zwar ein Indiz fÃ¼r eine ganz
erhebliche Dispositionsfreiheit in Bezug auf die zu beurteilende TÃ¤tigkeit sein,
wenn sie in relevantem Umfang oder sogar schwerpunktmÃ¤Ã�ig stattfindet, weil
sie dann die zeitliche VerfÃ¼gbarkeit des Auftragnehmers erheblich einschrÃ¤nkt
(BSG Urteil vom 4.9.2018 Â BÂ 12Â KR 11/17Â RÂ  BSGE 126, 235 =Â SozR 42400
Â§Â 7a NrÂ 10, RdNrÂ 23). Das gilt aber nicht, wenn Â wie hierÂ  die
Dispositionsfreiheit des Auftragnehmers schon insoweit berÃ¼cksichtigt wird, als
fÃ¼r die Beurteilung auf den jeweiligen Einzelauftrag abzustellen ist (BSG Urteil
vom 19.10.2021 Â BÂ 12Â R 1/21Â RÂ  BSGE 133, 57 =Â SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 60,
RdNrÂ 30 ).

30
cc)Â Da nach dem Gesamtbild die Indizien fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung
Ã¼berwiegen, kommt dem von diesem Ergebnis abweichenden Willen der
Vertragsparteien keine ausschlaggebende Bedeutung zu (vgl oben zuÂ 1.). Gleiches
gilt fÃ¼r die vereinbarte HonorarhÃ¶he. Weil diese ebenfalls zur Disposition der
Vertragsparteien steht, kann ihr allenfalls dann eine indizielle Bedeutung
beigemessen werden, wenn Â anders als hierÂ  die UmstÃ¤nde der TÃ¤tigkeit
gleichermaÃ�en fÃ¼r SelbststÃ¤ndigkeit wie fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sprechen
(BSG Urteil vom 4.6.2019 Â BÂ 12Â R 11/18Â RÂ  BSGE 128, 191 =Â SozR 42400
Â§Â 7 NrÂ 42, RdNrÂ 36Â f ).

31
c)Â Dass die Beigeladene die streitbefangene TÃ¤tigkeit nebenberuflich ausgeÃ¼bt
hat, ist fÃ¼r ihre statusrechtliche Beurteilung von keiner Relevanz. Denn
BeschÃ¤ftigung iS des Â§Â 7 AbsÂ 1 SGBÂ IV setzt lediglich eine persÃ¶nliche und
keine wirtschaftliche AbhÃ¤ngigkeit des Arbeitnehmers von seinem Arbeitgeber
voraus (BSG Urteil vom 4.6.2019 Â BÂ 12Â R 11/18Â RÂ  BSGE 128, 191 =Â SozR
42400 Â§Â 7 NrÂ 42, RdNrÂ 34 mwN ). Gleiches gilt fÃ¼r das Fehlen von
vertraglichen Vereinbarungen zu arbeitnehmertypischen Rechten (zB
Entgeltfortzahlungsanspruch, Erholungsurlaub). Denn diese sind nicht
Voraussetzung, sondern zwingende Folge eines Arbeitnehmer- oder
BeschÃ¤ftigungsstatus, Ã¼ber den hier zu befinden ist (stRspr; vgl BSG Urteil vom
18.11.2015 Â BÂ 12Â KR 16/13Â RÂ  BSGE 120, 99 =Â SozR 42400 Â§Â 7 NrÂ 25,
RdNrÂ 27 mwN ).
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32
d)Â Das LSG hat im Ergebnis keine rechtswidrige Gewichtung der Indizien
vorgenommen. Soweit es durchaus missverstÃ¤ndlich von einer â��allenfalls
ausnahmsweise in Betracht kommende(n)â�� selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit spricht,
legt es seiner Entscheidung keinen entsprechenden abstrakt-generellen Obersatz
zugrunde. Vielmehr bezieht es sich noch hinreichend auf die konkreten UmstÃ¤nde
des Falls und wÃ¤gt die einzelnen das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤genden
Indizien gegeneinander ab. Dass es dabei der Eingliederung der Beigeladenen im
Ergebnis ein hohes Gewicht einrÃ¤umt, ist nicht zu beanstanden.

33
4.Â Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Beigeladene aufgrund anderer Vorschriften von
der Versicherungspflicht in den Zweigen der Sozialversicherung ausgenommen war,
sind nicht festgestellt und auch nicht ersichtlich. Das LSG hat zutreffend
ausgefÃ¼hrt, dass sie insbesondere nicht wegen GeringfÃ¼gigkeit iS des Â§Â 8
AbsÂ 1 NrÂ 1 undÂ 2 SGBÂ IV (idF des Gesetztes zu Ã�nderungen im Bereich der
geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung vom 5.12.2012, BGBlÂ IÂ 2474) in der GKV, sPV
und der GRV versicherungsfrei (vgl Â§Â 7 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ V; Â§Â 20 AbsÂ 1
SatzÂ 1 SGBÂ XI; Â§Â 5 AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ VI) war. Eine entgeltgeringfÃ¼gige
BeschÃ¤ftigung iS des Â§Â 8 AbsÂ 1 NrÂ 1 SGBÂ IV lag nicht vor, weil das
Einkommen der Beigeladenen fÃ¼r ihre EinsÃ¤tze am 14.6.2013 und in der Zeit
vom 16.Â bis zum 20.9.2013 die Entgeltgrenze von 450Â Euro jeweils Ã¼berstiegen
hat. Die Beigeladene war bei der KlÃ¤gerin auch nicht iS des Â§Â 8 AbsÂ 1 NrÂ 2
SGBÂ IV zeitgeringfÃ¼gig beschÃ¤ftigt. Zwar war der Einsatz der Beigeladenen
fÃ¼r die KlÃ¤gerin von vornherein auf wenige Tage begrenzt, jedoch wurde die
BeschÃ¤ftigung berufsmÃ¤Ã�ig ausgeÃ¼bt. Letzteres ist anzunehmen, wenn sie
fÃ¼r den BeschÃ¤ftigten nicht nur von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung
ist und er damit seinen Lebensunterhalt Ã¼berwiegend oder doch in einem solchen
Umfang bestreitet, dass seine wirtschaftliche Situation zu einem erheblichen Teil
auf dieser BeschÃ¤ftigung beruht (BSG Urteil vom 14.3.2018 Â BÂ 12Â KR 17/16Â R
Â  SozR 42600 Â§Â 163 NrÂ 2 RdNrÂ 12 mwN ). Dies ist vorliegend der Fall. Denn
die Honorare der Beigeladenen aus der streitbefangenen TÃ¤tigkeit machten im
Kalenderjahr 2013 Â wie das LSG zutreffend festgestellt hatÂ  einen Anteil von rund
11Â % ihres Gesamteinkommens aus. Die Beigeladene hat die TÃ¤tigkeit fÃ¼r die
KlÃ¤gerin auch nicht ausgeÃ¼bt, um die Zeit zwischen Schulende und
Studienbeginn zu Ã¼berbrÃ¼cken (BSG Urteil vom 24.11.2020 Â BÂ 12Â KR
34/19Â RÂ  BSGE 131, 99 =Â SozR 42400 Â§Â 8 NrÂ 9, RdNrÂ 14 mwN ). Vielmehr
ist sie dieser wÃ¤hrend ihrer Zeit als Stipendiatin und neben zwei weiteren
HonorartÃ¤tigkeiten nachgegangen.

34
5.Â Verfassungsrecht steht diesem Ergebnis nicht entgegen. Es unterliegt keinen
verfassungsrechtlichen Bedenken, dass die fÃ¼r sÃ¤mtliche Zweige der
Sozialversicherung in Â§Â 7 AbsÂ 1 SGBÂ IV enthaltene Definition der
â��BeschÃ¤ftigungâ�� es im Wesentlichen den Sozialgerichten Ã¼berlÃ¤sst, diesen
unbestimmten Begriff unter Verwendung der Rechtsfigur des Typus auszulegen (vgl
BVerfG Kammerbeschluss vom 20.5.1996 Â 1Â BvR 21/96Â  juris). Die
Versicherungspflicht der gesetzlichen Sozialversicherung verstÃ¶Ã�t grundsÃ¤tzlich
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auch weder gegen das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit (ArtÂ 2
AbsÂ 1 GG; vgl hierzu zB BVerfG Urteil vom 3.4.2001 Â 1Â BvR 2014/95Â  BVerfGE
103, 197) noch gegen die Eigentumsgarantie des ArtÂ 14 AbsÂ 1 GG (vgl BVerfG
Nichtannahmebeschluss vom 31.8.2004 Â 1Â BvR 1776/97Â  BVerfGKÂ 4, 46) oder
die Berufsfreiheit des ArtÂ 12 AbsÂ 1 GG. Nach der Rechtsprechung des BVerfG sind
Steuer und Abgabevorschriften nur dann an ArtÂ 12 AbsÂ 1 GG zu messen, wenn
sie in einem engen Zusammenhang zur AusÃ¼bung eines Berufs stehen und
objektiv eine berufsregelnde Tendenz erkennen lassen (BVerfG
Nichtannahmebeschluss vom 3.6.2013 Â 1Â BvR 131/13Â  BVerfGKÂ 20, 327
RdNrÂ 18 mwN). Dieser Fall ist nicht gegeben (vgl BSG Urteil vom 20.7.2023
Â BÂ 12Â R 15/21Â RÂ  juris RdNrÂ 28).

35
6.Â Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a AbsÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 3 SGG
iVm Â§Â 154 AbsÂ 2, Â§Â 162 AbsÂ 3 VwGO.

36
7.Â Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§Â 197a AbsÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 1 SGG
iVm Â§Â 63 AbsÂ 2 SatzÂ 1, Â§Â 52 AbsÂ 1 undÂ 2, Â§Â 47 AbsÂ 1 SatzÂ 1 GKG.

Â 

Erstellt am: 05.12.2024

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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